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2 5 3 . Bundesgesetz: Änderung des Einkommensteuergesetzes 1988, des Körperschaftsteuergesetzes 1988,
des Umsatzsteuergesetzes 1972, des Bewertungsgesetzes 1955, des Vermögensteuer-
gesetzes 1954 und des Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes 1979 und Bundesgesetz
über steuerliche Maßnahmen zur Förderung des Wohnbaus
(NR: GP XVIII IA 486/A AB 996 S. 111. BR: 4519 AB 4516 S. 568.)

254 . Bundesgesetz: Änderung des Einkommensteuergesetzes 1988, des Kraftfahrzeugsteuergesetzes
1992, des Versicherungssteuergesetzes 1953 und des Feuerschutzsteuergesetzes 1952
(NR: GP XVIII IA 485/A, 230/A und 427/A AB 995 S. 111. BR: AB 4517 S. 568.)

2 5 5 . Bundesgesetz: Änderung des Garantiegesetzes 1977
(NR: GP XVIII IA 469/A AB 997 S. 111. BR: AB 4518 S. 568.)

2 5 3 . Bundesgesetz, mit dem das Einkommen-
steuergesetz 1988, das Körperschaftsteuerge-
setz 1988, das Umsatzsteuergesetz 1972, das
Bewertungsgesetz 1955, das Vermögensteuer-
gesetz 1954 und das Wohnungsgemeinnützig-
keitsgesetz 1979 geändert werden und ein
Bundesgesetz über steuerliche Maßnahmen zur

Förderung des Wohnbaus eingeführt wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Einkommensteuergesetz 1988

Das Einkommensteuergesetz 1988, BGBl.
Nr. 400, zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 12/1993,
wird wie folgt geändert:

1. Im § 10 Abs. 3 lautet der zweite Satz:

„Für Gebäude, die zur entgeltlichen Überlassung an
Dritte (ausgenommen betriebszugehörige Arbeit-
nehmer) bestimmt sind, steht für vor dem 1. Februar
1993 anfallende Anschaffungs- oder Herstellungs-
kosten ein Investitionsfreibetrag nur zu, wenn der
ausschließliche Betriebsgegenstand die gewerbliche
Vermietung von Wirtschaftsgütern ist."

2. Im § 10 Abs. 4 entfällt der letzte Satz.

3. Im § 10 Abs. 5 wird folgender Satz angefügt:

„Für Rechte auf entgeltliche Überlassung von
Wirtschaftsgütern, ausgenommen die Werknut-
zungsbewilligung und das Werknutzungsrecht im
Sinne des Urheberrechtsgesetzes, gewerbliche
Schutzrechte, gewerbliche Erfahrungen und Be-
rechtigungen."

4. Nach dem § 10 wird folgender § 10 a
eingefügt:

„Sonderregelung für die Jahre 1993 bis 1995

§ 10 a. (1) Für ungebrauchte Wirtschaftsgüter
erhöht sich der Investitionsfreibetrag von den nach
dem 31. Jänner 1993 und vor dem 1. April 1994
anfallenden Anschaffungs- oder Herstellungskosten
von 20% auf 30%. Bei Gebäuden erhöht sich der
Investitionsfreibetrag nur von den Herstellungsko-
sten. Weiters ist bei Gebäuden Voraussetzung, daß
mit der tatsächlichen Bauausführung nach dem
31. Jänner 1993 begonnen wurde.

(2) Der Investitionsfreibetrag beträgt von den
nach dem 31. März 1994 und vor dem 1. April 1995
anfallenden Anschaffungs- oder Herstellungskosten
höchstens 15% statt höchstens 20%."

5. Im § 18 Abs. 3 Z 4 lit. b aa tritt an die Stelle der
Wortfolge „ausgenommen die Herstellung elektri-
scher Energie, Gas oder Wärme" die Wortfolge
„ausgenommen die Herstellung elektrischer Ener-
gie, Gas, Wärme oder Wohnbauten".

6. Im § 45 Abs. 1 wird als vierter Satz eingefügt:

„Scheiden Einkünfte, die der Veranlagung zu-
grunde gelegt wurden, für den Vorauszahlungszeit-
raum infolge gesetzlicher Maßnahmen aus der
Besteuerung aus, so kann die Vorauszahlung
pauschal mit einem entsprechend niedrigeren Betrag
festgesetzt werden."

7. Im § 45 Abs. 4 werden folgende Sätze
angefügt:

„Scheiden Einkünfte, die der Veranlagung zu-
grunde gelegt wurden, für den Vorauszahlungszeit-
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raum infolge gesetzlicher Maßnahmen aus der
Besteuerung aus, so kann die Vorauszahlung
pauschal entsprechend angepaßt werden. Dabei sind
Abs. 1 und Abs. 3 anzuwenden."

8. In § 93 Abs. 6 tritt an die Stelle der Wortfolge
„des § 94 Z 6" die Wortfolge „des § 94 Z 5".

9. In § 98 Z 5 tritt an die Stelle der Wortfolge
„inländisches oder ausländisches Schiffsregister"
die Wortfolge „inländisches Schiffsregister".

10. a) Z 1 bis 3 sind erstmals bei der Veranlagung
für das Kalenderjahr 1993 anzuwenden,

b) Z 5 ist anzuwenden,
— wenn die Einkommensteuer veranlagt

wird, erstmalig bei der Veranlagung für
das Kalenderjahr 1993,

— wenn die Einkommensteuer (Lohnsteuer)
durch Abzug eingehoben oder durch
Jahresausgleich festgesetzt wird, für
Lohnzahlungszeiträume, die nach dem
31. Dezember 1992 enden.

c) Z 6 und 7 sind erstmals bei der Festsetzung
von Vorauszahlungen für das Kalenderjahr
1993 anzuwenden.

Artikel II

Körperschaftsteuergesetz 1988

Das Körperschaftsteuergesetz 1988, zuletzt geän-
dert durch BGBl. Nr. 699/1991, wird wie folgt
geändert:

1. §5 Z 10 lautet:

„10. Bauvereinigungen, die nach dem Wohnungs-
gemeinnützigkeitsgesetz als gemeinnützig
anerkannt sind, wenn sich ihre Tätigkeit auf
die in § 7 Abs. 1 bis 3 des Wohnungsgemein-
nützigkeitsgesetzes genannten Geschäfte und
die Vermögensverwaltung beschränkt, nach
Maßgabe des § 6 a."

2. Nach § 6 wird als § 6 a eingefügt:

„Gemeinnützige Bauvereinigungen

§ 6 a. (1) Bauvereinigungen im Sinne des § 5 Z 10,
die Geschäfte außerhalb der in § 7 Abs. 1 bis 3 des
Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes bezeichneten
Art tätigen, sind ab dem Wirtschaftsjahr unbe-
schränkt steuerpflichtig, in dem die Tätigkeit
aufgenommen wird. Die Tätigkeit gilt als aufge-
nommen, wenn konkrete Vorbereitungshandlungen
für solche Geschäfte vorgenommen werden. Die
unbeschränkte Steuerpflicht endet mit Ablauf des
Wirtschaftsjahres, in dem die Tätigkeit im Sinne des
ersten Satzes abgeschlossen wird.

(2) Auf Antrag der Bauvereinigung hat die
zuständige Finanzlandesdirektion die unbe-
schränkte Steuerpflicht bescheidmäßig auf geplante
Geschäfte im Sinne des Abs. 1 unter der Auflage zu

beschränken, daß für diese Geschäfte insgesamt ein
gesonderter Rechnungskreis geführt wird. Der
Antrag ist von der Bauvereinigung vor der
Aufnahme der Geschäfte im Sinne des Abs. 1 zu
stellen. Ein aus diesen Geschäften insgesamt
entstehender Verlust ist nicht ausgleichsfähig. Das
Antragsrecht der Finanzlandesdirektion nach § 35
des Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes bleibt un-
berührt.

(3) Auf Antrag der Bauvereinigung hat die
zuständige Finanzlandesdirektion im Zweifelsfall
bescheidmäßig festzustellen, ob ein geplantes
Geschäft unter § 7 Abs. 1 bis 3 des Wohnungsge-
meinnützigkeitsgesetzes fällt oder nicht. Der Antrag
ist von der Bauvereinigung vor der Aufnahme des
Geschäftes zu stellen. Der Antrag kann mit einem
Antrag nach Abs. 2 verbunden werden.

(4) Einkünfte einer Bauvereinigung im Sinne des
§ 5 Z 10 aus der Verwaltung von Eigenkapital im
Sinne des § 7 Abs. 6 des Wohnungsgemeinnützig-
keitsgesetzes sind in einem eigenen Rechnungskreis
zu erfassen und sind nach Maßgabe des Abs. 5
steuerpflichtig. Bei der Ermittlung dieser Einkünfte
sind nur die mit den Betriebseinnahmen in
unmittelbarem wirtschaftlichen Zusammenhang ste-
henden Aufwendungen zu berücksichtigen.

(5) Einkünfte im Sinne des Abs. 4 können einer
steuerfreien Rücklage zugeführt werden. Die
Zuführung und Verwendung ist in einem gesonder-
ten Verzeichnis als Beilage zur Körperschaftsteuer-
erklärung getrennt nach den einzelnen Wirtschafts-
jahren aufzugliedern. Die Rücklage ist im Bildungs-
jahr und in den Folgejahren in jenem Verhältnis
steuerneutral aufzulösen, in dem sich das in Abs. 4
genannte Eigenkapital am Schluß des Wirtschafts-
jahres gegenüber dem Stand am Schluß des
vorangegangenen Wirtschaftsjahres vermindert hat.
Die Verhältniszahl ist dabei stets auf die Rückjage
(Rücklagenteile) des Vorjahres zu beziehen. Rück-
lagen (Rücklagenteile), die nicht bis zum Ablauf des
der Zuführung folgenden fünften Wirtschaftsjahres
verwendet werden konnten, sind im fünften
Wirtschaftsjahr gewinnerhöhend aufzulösen. In
diesen Zeitraum werden Wirtschaftsjahre, für die im
Sinne des § 7 Abs. 5 des Wohnungsgemeinnützig-
keitsgesetzes von der Landesregierung festgelegt
wurde, daß die Bautätigkeit unterbrochen werden
darf, nicht eingerechnet. Der gewinnerhöhend
aufzulösende Betrag erhöht sich um einen Zuschlag
von 20%."

3. a) Die Z 1 und 2 sind erstmalig bei der
Veranlagung für das Kalenderjahr 1993 anzuwen-
den.

b) Eigenkapital im Sinne des § 7 Abs. 6 des
Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes, das zu Be-
ginn des ersten Wirtschaftsjahres, das nach dem
31. Dezember 1992 endet, vorhanden ist, gilt am
Schluß des unmittelbar vorangegangenen Wirt-
schaftsjahres als gebildet.
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Artikel III

Umsatzsteuergesetz 1972

Das Umsatzsteuergesetz 1972, zuletzt geändert
durch BGBl. Nr. 450/1992, wird wie folgt geändert:

1. § 10 Abs. 2 Z 12 lautet:
„12. die Leistungen der Körperschaften, Perso-

nenvereinigungen und Vermögensmassen,
die gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchli-
chen Zwecken dienen (§§ 34 bis 38 der
Bundesabgabenordnung), soweit diese Lei-
stungen nicht unter § 6 Z 15 fallen, sowie die
von Bauvereinigungen, die nach dem Woh-
nungsgemeinnützigkeitsgesetz als gemein-
nützig anerkannt sind, im Rahmen ihrer
Tätigkeiten nach § 7 Abs. 1 bis 3 des
Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes er-
brachten Leistungen. Dies gilt nicht für
Leistungen, die im Rahmen eines land- und
forstwirtschaftlichen Betriebes, eines Gewer-
bebetriebes oder eines wirtschaftlichen Ge-
schäftsbetriebes im Sinne des § 45 Abs. 3 der
Bundesabgabenordnung ausgeführt werden,
für die steuerpflichtige Lieferung von Gebäu-
den oder Gebäudeteilen, von Gegenständen,
die in der Z 6 aufgezählt sind, für die
Umsätze nach Abs. 4, für die Vermietung
(Nutzungsüberlassung) von Räumlichkeiten
oder Plätzen für das Abstellen von Fahrzeu-
gen aller Art sowie für eine als Nebenleistung
erbrachte Lieferung von Wärme;"

2. Die Z 1 ist auf Leistungen anzuwenden, die
nach dem 31. Dezember 1992 ausgeführt werden."

Artikel IV

Bewertungsgesetz 1955

Das Bewertungsgesetz 1955, BGBl.
Nr. 148/1955, zuletzt geändert durch BGBl.
Nr. 12/1993, wird wie folgt geändert:

1. Der erste Satz des § 66 Z 2 lit. c lautet:

„die Vorschriften zu a und b gelten jedoch nicht,
wenn mit dem ausgeschiedenen Wirtschaftsgut
Grundbesitz erworben worden ist, Aufwendungen
auf Grundbesitz gemacht worden sind, oder
Wirtschaftsgüter betroffen sind, deren Erträge der
Steuerabgeltung gemäß § 97 des Einkommensteuer-
gesetzes 1988 unterliegen können."

2. Die Z 1 ist auf Feststellungs- und Veranla-
gungszeitpunkte anzuwenden, die nach dem
31. Dezember 1992 liegen.

Artikel V

Vermögensteuergesetz 1954

Das Vermögensteuergesetz 1954, zuletzt geän-
dert durch BGBl. Nr. 12/1993, wird wie folgt
geändert:

1. § 3 Abs. 1 Z 7 lautet:
„7. Körperschaften, Personenvereinigungen und

Vermögensmassen, die gemeinnützige, mild-
tätige oder kirchliche Zwecke verfolgen (§§ 34
bis 47 der Bundesabgabenordnung); gemein-
nützige Bauvereinigungen, soweit sie von der
Körperschaftsteuer befreit sind sowie bei
diesen Bauvereinigungen das Reservekapital
gemäß § 7 Abs. 6 des Wohnungsgemeinnüt-
zigkeitsgesetzes 1979."

2. Im § 15 wird als Abs. 4 angefügt:

„(4) Sind im Vermögen Wirtschaftsgüter enthal-
ten, für deren Kapitalerträge der Steuerpflichtige
gemäß § 97 Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes
1988 einen Auftrag zur Einbehaltung und Abfuhr
von Kapitalertragsteuer hätte erteilen können (Art. I
Z 17 des Bundesgesetzes vom 12. Jänner 1993,
BGBl. Nr. 12/1993), so gilt folgendes:

1. Abweichend von Abs. 3 wird für den Veranla-
gungszeitpunkt 1. Jänner 1993 die Frist zur
Einreichung der Anzeige mit 30. Juni 1994
bestimmt.

2. Zum I.Jänner 1993 ist gleichzeitig mit der
Anzeige oder anstatt dieser eine Vermögenser-
klärung abzugeben."

3. Z 1 ist auf Veranlagungszeitpunkte anzuwen-
den, die nach dem 31. Dezember 1992 liegen.

Artikel VI

Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz 1979

Das Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz, zuletzt
geändert durch BGBl. Nr. 68/1991, wird wie folgt
geändert:

1. §1 Abs. 3 entfällt.

2. Im § 7 Abs. 1 wird als zweiter Satz eingefügt:

„Mit der Errichtung und Verwaltung zusammhän-
gende Geschäfte und Tätigkeiten können auch für
andere gemeinnützige Bauvereinigungen vorge-
nommen werden."

3. § 7 Abs. 3 Z 5 lautet:

„5. die Übernahme von aus öffentlichen Mitteln
geförderten Aufgaben der Wohnhaussanie-
rung, von Maßnahmen der Stadt- oder
Dorferneuerung insbesondere im Rahmen von
Stadt- oder Dorferneuerungsplänen von Ge-
meinden und von Assanierungen und Aufga-
ben nach dem Stadterneuerungsgesetz BGBl.
Nr. 287/1974;"

4. Im § 7 wird als Abs. 6 angefügt:

„(6) Verfügt eine Bauvereinigung über Eigenka-
pital, das nicht zur Deckung langfristiger Vermö-
gensbestände oder der vorausschauenden Sicherung
des laufenden Geschäftsbetriebes und sich daraus
ergebender Finanzierungserfordernisse verwendet
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wurde, so hat sie dieses Eigenkapital (Reservekapi-
tal) innerhalb der folgenden fünf Geschäftsjahre für
Geschäfte im Sinne der Abs. 1 bis 3 zu verwenden.
In diesen Zeitraum werden Geschäftsjahre, für die
im Sinne des Abs. 5 von der Landesregierung
festgelegt wurde, daß die Bautätigkeit unterbrochen
werden darf, nicht eingerechnet."

5. § 10 Abs. 2 und 3 lautet:

„(2) Mitglieder (Genossenschafter, Gesellschaf-
ter) einer Bauvereinigung dürfen im Falle ihres
Ausscheidens nicht mehr als die eingezahlten
Einlagen und ihren Anteil am verteilbaren Gewinn
erhalten.

(3) Im Fall der Auflösung der Bauvereinigung
dürfen deren Mitglieder (Genossenschafter, Gesell-
schafter) nicht mehr als die von ihnen eingezahlten
Einlagen und ihren Anteil am verteilbaren Gewinn
erhalten."

6. § 11 Abs. 1 lautet:

„(1) Bei Auflösung einer Bauvereinigung ist das
nach Rückzahlung der Anteile an die Mitglieder
(Gesellschafter, Genossenschafter) verbleibende
Restvermögen für Zwecke des gemeinnützigen
Wohnungswesens zu verwenden."

7. Im § 11 wird als Abs. 3 angefügt:

„(3) Verschmelzungsverträge einer Bauvereini-
gung mit anderen Unternehmungen sind rechtsun-
wirksam, wenn die aufnehmende oder neugebildete
Unternehmung nicht gemeinnützig auf Grund
dieses Bundesgesetzes ist."

8. Im § 28 Abs. 7 ist jeweils nach dem Wort
„Landesregierung" die Wortfolge „und der zustän-
digen Finanzlandesdirektion" einzufügen.

9. Im § 28 Abs. 8 Z 6 wird der Beistrich durch
einen Punkt ersetzt; als Z 7 wird angefügt:

„7. die Höhe des Eigenkapitalanteils, der sich
gemäß § 7 Abs. 6 errechnet."

10. § 36 Abs. 1 zweiter Satz lautet:

„Diese Geldleistung ist mit einem Betrag von 50 vH
des Eigenkapitals zu bemessen, welches in der
Bilanz für das der Rechtskraft der Entziehung
vorangegangene Geschäftsjahr ausgewiesen ist."

11. Nach § 36 wird folgender § 36 a eingefügt:

„§ 36 a. Soweit eine als gemeinnützig anerkannte
Bauvereinigung für Einkünfte aus der Verwaltung
von Eigenkapital im Sinne des § 7 Abs. 6 dieses
Bundesgesetzes nach Maßgabe des Körperschaft-
steuergesetzes 1988 unbeschränkt steuerpflichtig
wurde, ist das betreffende Aufkommen an Körper-
schaftsteuer auf das Land aufzuteilen, in dem die
Bauvereinigung ihren Sitz hat. Diese Erträge sind
für Zwecke des gemeinnützigen Wohnungswesens
zu verwenden."

12. § 39 Abs. 3 zweiter Satz WGG lautet:

„Auf solche Verwaltungsvereinigungen finden die
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes mit Aus-
nahme des § 7 Abs. 1 hinsichtlich der Verpflichtung
zur Errichtung von Baulichkeiten, des § 7 Abs. 3 Z 1
bis 5 und 9 und Abs. 6 sowie mit Ausnahme des § 14
Abs. 7 Z 4 Anwendung;"

13. Z 1 und 4 sind erstmalig für Geschäftsjahre
anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 1992, Z 8
und 9 erstmalig auf Geschäftsjahre, die nach dem
31. Dezember 1991 beginnen. Für die Umsatzsteuer
ist Z 1 auf Leistungen anzuwenden, die nach dem
31. Dezember 1992 ausgeführt werden.

Artikel VH

Bundesgesetz über steuerliche Sondermaßnahmen
zur Förderung des Wohnbaus

§ 1. (1) Die Bestimmungen des § 18 des
Einkommensteuergesetzes 1988 betreffend junge
Aktien gelten auch für die Erstanschaffung junger
Aktien und Wandelschuldverschreibungen zur
Förderung des Wohnbaus.

(2) Eine Förderung des Wohnbaus liegt vor, wenn
zusätzlich zu den Bestimmungen des § 18 des
Einkommensteuergesetzes 1988 folgende Voraus-
setzungen erfüllt sind:

1. Die jungen Aktien und Wandelschuldver-
schreibungen müssen von Aktiengesellschaften
ausgegeben werden, die Bauträger im Sinne
des § 18 Abs. 1 Z 3 lit. a des Einkommensteu-
ergesetzes 1988 sind oder den Sektionen
„Geld- und Kreditwesen" oder „Gewerbe"
einer Kammer der gewerblichen Wirtschaft
angehören und deren Unternehmensschwer-
punkt nach der Satzung sowie den Vorberei-
tungshandlungen oder der tatsächlichen Ge-
schäftsführung nachweislich die Finanzierung
oder die Errichtung von Wohnbauten ist.

2. Der Emissionserlös muß zur Errichtung von
Wohnungen mit einer Nutzfläche von höch-
stens 150 m2 zur Verfügung stehen und
innerhalb von drei Jahren zur Bedeckung der
Errichtungskosten verwendet werden.

3. Im Falle einer Vermietung darf die Miete
jenen Betrag nicht übersteigen, der für die
Zuerkennung von Mitteln aus der Wohnbau-
förderung maßgebend ist. Dies muß in der
Satzung verankert sein.

(3) Der einheitliche Höchstbetrag des § 18 Abs. 3
Z 2 des Einkommensteuergesetzes 1988 besteht
auch für Ausgaben gemäß Abs. 1. Derartige
Ausgaben sind im Rahmen dieses Höchstbetrages
nur insoweit anzusetzen, als der Höchstbetrag nicht
durch andere Sonderausgaben ausgeschöpft ist.

§ 2. Gehören Kapitalerträge aus Aktien und
Wandelschuldverschreibungen, die von Aktienge-
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Seilschaften im Sinne des § 1 Abs. 2 ausgegeben
worden sind, zu den Einkünften aus Kapitalvermö-
gen (§ 27 des Einkommensteuergesetzes 1988), so
gilt für die Zeit der Hinterlegung dieser Wertpa-
piere bei einer inländischen Bank folgendes:

1. Von den Kapitalerträgen ist im Ausmaß bis zu
4% des Nennbetrages der Aktien und Wandel-
schuldverschreibungen keine Kapitalertrag-
steuer abzuziehen.

2. Für die Kapitalerträge gilt die Einkommen-
steuer als gemäß § 97 des Einkommensteuer-
gesetzes 1988 durch Steuerabzug abgegolten.

§ 3. Die §§ 1 und 2 sind anzuwenden,
1. wenn die Einkommensteuer veranlagt wird,

erstmalig bei der Veranlagung für das
Kalenderjahr 1993,

2. wenn die Einkommensteuer (Lohnsteuer)
durch Abzug eingehoben oder durch Jahres-
ausgleich festgesetzt wird, für Lohnzahlungs-
zeiträume, die nach dem 31. Dezember 1992
enden,

3. beim Steuerabzug in sonstigen Fällen für
Zeiträume nach dem 31. Dezember 1992.

§ 4. Mit der Vollziehung der §§ 1 bis 3 ist der
Bundesminister für Finanzen betraut.

Klestil

Vranitzky

254 . Bundesgesetz, mit dem das Einkommen-
steuergesetz 1988, das Kraftfahrzeugsteuerge-
setz 1992, das Versicherungssteuergesetz 1953
und das Feuerschutzsteuergesetz 1952 geändert

werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Einkommensteuergesetz 1988

Das Einkommensteuergesetz 1988, BGBl.
Nr. 400, zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 253/
1993, wird wie folgt geändert:

§ 35 Abs. 4 entfällt.

Artikel II

Kraftfahrzeugsteuergesetz 1992

Das Kraftfahrzeugsteuergesetz 1992, BGBl.
Nr. 449/1992, wird wie folgt geändert:

1. Im § 2 Abs. 1 Z 11 wird der Punkt durch einen
Strichpunkt ersetzt und folgende Z 12 angefügt:

„12. Kraftfahrzeuge, die für Körperbehinderte
zugelassen sind und von diesen infolge
körperlicher Schädigung zur persönlichen
Fortbewegung verwendet werden müssen,
unter folgenden Voraussetzungen:
a) Überreichung einer Abgabenerklärung an

das Finanzamt. Bei Erfüllung aller
Voraussetzungen entsteht der Anspruch
auf Steuerfreiheit mit der Überreichung
der Abgabenerklärung; dies gilt auch,
wenn der Nachweis über die Körperbe-
hinderung erst nachträglich beigebracht
wird;

b) Nachweis der Körperbehinderung durch
— einen Ausweis gemäß § 29 b der

Straßenverkehrsordnung 1960 oder
— eine Feststellung im Sinne des § 36

Abs. 2 Z 3 des Bundesbehindertenge-
setzes 1990 oder

— die Eintragung einer dauernden star-
ken Gehbehinderung, der Unzumut-
barkeit der Benützung öffentlicher
Verkehrsmittel wegen dauernder Ge-
sundheitsschädigung oder der Blind-
heit im Behindertenpaß (§ 42 Abs. 1
des Bundesbehindertengesetzes
1990);

c) vorwiegende Verwendung des Kraftfahr-
zeuges zur persönlichen Fortbewegung
des Körperbehinderten und für Fahrten,
die Zwecken des Körperbehinderten und
seiner Haushaltsführung dienen;

d) die Steuerbefreiung steht — von zeitli-
chen Überschneidungen bis zu einer
Dauer von einem Monat abgesehen —
nur für ein Kraftfahrzeug zu. Unter
einem Wechselkennzeichen zum Verkehr
zugelassene Kraftfahrzeuge werden von
der Steuerbefreiung miterfaßt."

2. Im § 5 Abs. 1 lautet die Z 2:

„2. Personenkraftwagen und Kombina-
tionskraftwagen je Kilowatt der um
24 Kilowatt verringerten Motorlei-
stung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5,50 S,
mindestens aber 55 S. Für mit einem
Fremdzündungsmotor ausgestattete
Kraftwagen, die vor dem 1. Jänner
1987 erstmals im Inland zum Verkehr
zugelassen wurden, erhöht sich die
Steuer ab dem 1. Jänner 1995 um
20 vH, sofern nicht nachgewiesen
wird, daß das Kraftfahrzeug die
gemäß § 1 d Abs. 1 Z 3 Kategorie A
oder B der KDV 1967, BGBl.
Nr. 399/1967, in der Fassung der
34. Novelle, BGBl. Nr. 579/1991,
vorgeschriebenen Schadstoffgrenz-
werte einhält;"

3. Dem § 10 wird folgender Abs. 4 angefügt:
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„(4) Eine gemäß § 2 Abs. 2 Kraftfahrzeugsteuer-
gesetz 1952 zuerkannte Steuerbefreiung gilt hin-
sichtlich des in der darüber ausgestellten Bescheini-
gung angeführten Kraftfahrzeuges mit Wirksamkeit
ab 1. Mai 1993 auch als Befreiung gemäß § 2 Abs. 1
Z 12, wenn die Bescheinigung dem Finanzamt
überreicht wird."

4. § 11 Abs. 1 lautet:

„(1) Die §§ 1 bis 9 sind unter Berücksichtigung
der durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 254/1993
getroffenen Änderungen (§ 2 Abs. 1 Z 12 und § 5
Abs. 1 Z 2) für die Besteuerung von Kraftfahrzeu-
gen für Zeiträume nach dem 30. April 1993
anzuwenden."

Artikel III

Versicherungssteuergesetz 1953

Das Versicherungssteuergesetz 1953, BGBl.
Nr. 133, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 13/1993, wird wie folgt geändert:

1. Im § 4 Abs. 3 Z 8 wird der Punkt durch einen
Strichpunkt ersetzt und folgende Z 9 angefügt:

„9. Kraftfahrzeuge, die für Körperbehinderte
zugelassen sind und von diesen infolge
körperlicher Schädigung zur persönlichen
Fortbewegung verwendet werden müssen,
unter folgenden Voraussetzungen:
a) Überreichung einer Abgabenerklärung an

das Finanzamt im Wege des Versicherers.
Bei Erfüllung aller Voraussetzungen ent-
steht der Anspruch auf Steuerfreiheit mit
der Überreichung der Abgabenerklärung;
wird der Nachweis der Körperbehinde-
rung erst nachträglich beigebracht, ist die
Berechnung der motorbezogenen Versi-
cherungssteuer auf den Zeitpunkt der
Überreichung der Abgabenerklärung zu
berichtigen;

b) Nachweis der Körperbehinderung durch
— einen Ausweis gemäß § 29 b der

Straßenverkehrsordnung 1960 oder
— eine Feststellung im Sinne des § 36

Abs. 2 Z 3 des Bundesbehindertenge-
setzes 1990 oder

— die Eintragung einer dauernden star-
ken Gehbehinderung, der Unzumut-
barkeit der Benützung öffentlicher
Verkehrsmittel wegen dauernder Ge-
sundheitsschädigung oder der Blind-
heit im Behindertenpaß (§ 42 Abs. 1
des Bundesbehindertengesetzes 1990);

c) vorwiegende Verwendung des Kraftfahr-
zeuges zur persönlichen Fortbewegung des
Körperbehinderten und für Fahrten, die
Zwecken des Körperbehinderten und
seiner Haushaltsführung dienen;

d) die Steuerbefreiung steht — von zeitlichen
Überschneidungen bis zu einer Dauer von
einem Monat abgesehen — nur für ein
Kraftfahrzeug zu. Unter einem Wechsel-
kennzeichen zum Verkehr zugelassene
Kraftfahrzeuge werden von der Steuerbe-
freiung miterfaßt."

2. Im § 4 wird folgender Abs. 4 angefügt:

„(4) Bei Wegfall der Voraussetzungen für die
Ausnahme von der Besteuerung gemäß Abs. 3 tritt
Steuerpflicht ein; hievon hat der Versicherungsneh-
mer den Versicherer unverzüglich in Kenntnis zu
setzen."

3. Im § 5 wird folgender Abs. 7 angefügt:

„(7) Bei der Berechnung der Steuer für die
einzelne Versicherung sind die vom Versicherungs-
entgelt und von der Versicherungssumme zu
berechnende Versicherungssteuer sowie die motor-
bezogene Versicherungssteuer jeweils auf einen
vollen Schillingbetrag zu runden; hiebei werden
Beträge von weniger als 50 Groschen abgerundet.
Beträge ab einschließlich 50 Groschen aufgerun-
det."

4. Im § 6 Abs. 3 Z 1 lautet die lit. b:

,,b) Personenkraftwagen und Kombinationskraft-
wagen um 5,50 S je Kilowatt der um
24 Kilowatt verringerten Motorleistung, min-
destens aber um 55 S. Ausgenommen von der
motorbezogenen Versicherungssteuer sind
Kraftfahrzeuge, für die ein Wechselkennzei-
chen zugewiesen ist und wenigstens eines ein
anderer Kraftwagen als ein Personenkraftwa-
gen oder ein Kombinationskraftwagen ist. Für
mit einem Fremdzündungsmotor ausgestat-
tete Kraftwagen, die vor dem 1. Jänner 1987
erstmals im Inland zum Verkehr zugelassen
wurden, erhöht sich die Steuer ab dem
1. Jänner 1995 um 20 vH, sofern nicht
nachgewiesen wird, daß das Kraftfahrzeug
die gemäß § 1 d Abs. 1 Z 3 Kategorie A oder
B der KDV 1967, BGBl. Nr. 399/1967, in der
Fassung der 34. Novelle, BGBl.
Nr. 579/1991, vorgeschriebenen Schadstoff-
grenzwerte einhält."

5. Im § 6 Abs. 3 wird folgende Z 8 angefügt:

„8. Für die motorbezogene Versicherungssteuer
gelten, sofern sich nichts anderes ergibt, die
Bestimmungen über die vom Versicherungs-
entgelt zu berechnende Steuer."

6. § 12 Abs. 3 lautet:

„(3) 1. Der § 8 in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 449/1992 ist ab dem I.Jänner 1993
anzuwenden.

2. Die §§ 4 Abs. 3; 5 Abs. 1, 5 und 6; 6 Abs. 3 bis
5; 7 Abs. 4, jeweils in der Fassung des Bundesgeset-
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zes BGBl. Nr. 449/1992, unter Berücksichtigung
der durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 254/1993
getroffenen Änderung (§ 6 Abs. 3 Z 1 lit. b), sowie
§ 6 Abs. 3 Z 8 in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 254/1993, sind hinsichtlich der rnotorbe-
zogenen Versicherungssteuer auf alle Zahlungen
von Versicherungsentgelten anzuwenden, die nach
dem 30. April 1993 fällig werden.

3. § 4 Abs. 1 Z 9 in der Fassung des Bundesgeset-
zes BGBl. Nr. 13/1993 ist auf alle Zahlungen des
Versicherungsentgeltes anzuwenden, die nach dem
31. Dezember 1992 fällig werden.

4. § 4 Abs. 3 Z 9 in der Fassung des Bundesgeset-
zes BGBl. Nr. 254/1993 ist auf alle Zahlungen von
Versicherungsentgelten anzuwenden, die Versiche-
rungszeiträume betreffen, die nach dem 30. April
1993 liegen. Eine gemäß § 2 Abs. 2 Kraftfahrzeug-
steuergesetz 1952 zuerkannte Steuerbefreiung gilt
hinsichtlich des in der darüber ausgestellten
Bescheinigung angeführten Kraftfahrzeuges mit
Wirksamkeit ab 1. Mai 1993 auch als Befreiung
gemäß § 4 Abs. 3 Z 9, wenn die Bescheinigung dem
Versicherer überreicht wird.

5. Die §§ 4 Abs. 4 und 5 Abs. 7, jeweils in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 254/1993
treten mit 1. Mai 1993 in Kraft."

Artikel IV

Feuerschutzsteuergesetz 1952

Das Feuerschutzsteuergesetz 1952, BGBl.
Nr. 198, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 13/1993, wird wie folgt geändert:

1. Dem § 5 wird folgender Abs. 4 angefügt:

„(4) Die Steuer, die vom Versicherungsnehmer
neben dem Versicherungsentgelt gesondert ange-
fordert wird (Abs. 3) ist jeweils auf einen vollen
Schillingbetrag zu runden; hiebei werden Beträge
von weniger als 50 Groschen abgerundet; Beträge
ab einschließlich 50 Groschen aufgerundet."

2. Dem § 9 wird folgender Abs. 4 angefügt:

»W § 5 Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 254/1993 tritt mit 1. Mai 1993 in Kraft."

Klestil

Vranitzky

255 . Bundesgesetz, mit dem das Garantiege-
setz 1977 geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Bundesgesetz betreffend die Erleichterung
der Finanzierung von Unternehmungen durch
Garantien der Finanzierungsgarantie-Gesellschaft
m.b.H. mit Haftungen des Bundes (Garantiegesetz
1977) BGBl. Nr. 296/1977, zuletzt geändert mit
BGBl. Nr. 254/1990, wird wie folgt geändert:

In § 11 Abs. 2 wird die Wortfolge „5 Milliarden
Schilling" durch die Wortfolge „10 Milliarden
Schilling" ersetzt.

Klestil

Vranitzky
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